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Politik muss Heft des Handelns zurück gewinnen - Integration von Flüchtlingen muss strategisch geplant werden 
Der Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg votiert einstimmig für den „Aspacher Beschluss zur Flüchtlingspolitik“ 
Angesichts der großen Anzahl an Flüchtlingen, die sich in den vergangenen Tagen und Wochen auf den Weg nach Deutschland gemacht hat, muss die mittel- und langfristige Integration der Menschen, die für längere Zeit bei uns bleiben werden, in den Fokus der Politik rücken. „Die Menschen, die zu uns strömen, werden in Zukunft in unseren Städten und Gemeinden leben und arbeiten. Wer, wenn nicht wir, die Vertreter der Kommunen, müssen deshalb schon jetzt dafür sorgen, dass ihre Integration vor Ort gelingt“, erklärt Gemeindetagspräsident Roger Kehle. Die Städte und Gemeinden stünden damit vor einer außerordentlichen Herausforderung. Sie fordern deshalb von Bund und Ländern, auf europäischer und auf nationaler Ebene alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um zum einen die Flüchtlingsströme so zu steuern, dass das Ausmaß vor Ort zu bewältigen ist. Zum anderen müssten Strukturen geschaffen werden, damit die Integration der Menschen planbar und strukturiert verlaufen kann. Anlässlich seiner zweitägigen Klausurtagung in Aspach (Rems Murr-Kreis) hat der Landesvorstand des Gemeindetags die aus kommunaler Sicht notwendigen Maßnahmen für das Gelingen dieses Ziels einstimmig im „Aspacher Beschluss zur Flüchtlingspolitik“ zusammengefasst:
Asylverfahren von Asylbewerbern aus sicheren Drittstaaten muss in den Herkunftsländern beginnen und entschieden werden

Die Anerkennungsquote für Asylbewerber liegt derzeit bei unter 40 Prozent. Diese Zahl zeigt, dass ein Großteil der Asylbewerber das deutsche Asylsystem ohne Aussicht auf Erfolg oder sogar missbräuchlich beansprucht. „Unsere Kapazitäten sind nicht unbegrenzt. Wir müssen deshalb gezielt diejenigen Menschen unterstützen können, deren Asylantrag berechtigt ist“, so Roger Kehle. Der Landesvorstand des Gemeindetags fordert deshalb, das gesamte Asylverfahren von Asylbewerbern aus sicheren Drittstaaten in deren Herkunftsländer zu verlagern. Eine Einreise ist dann erst nach positiver Entscheidung über den Asylantrag möglich. Darüber hinaus sollten auch Albanien, Kosovo und Montenegro zu sicheren Drittstaaten erklärt und eine Visumspflicht für sichere Drittstaaten eingeführt werden. Auch die schnelle Einrichtung der von der EU angekündigten Hot Spots als zentrale Aufnahmestellen in den Außenstaaten der EU, um alle ankommenden Flüchtlinge zu registrieren, ist aus Sicht der Landesvorstandsmitglieder des Gemeindetags dringend notwendig. 

Asylbewerber erst nach positiver Entscheidung über den Asylantrag auf die Kommunen verteilen
„Nur wenn die Asylbewerber tatsächlich erst dann auf die Städte und Gemeinden verteilt werden, wenn klar ist, dass sie bleiben dürfen, haben die ehrenamtlichen und kommunalen Helfer vor Ort das notwendige Maß an Verlässlichkeit, um die Menschen bei ihrer Integration zu unterstützen,“ fasst Gemeindetagspräsident Kehle weitere notwendige Schritte zur Optimierung des Asylverfahrens zusammen. Asylbewerber aus nicht-sicheren Drittstaaten sollten deshalb in zentrale Erstaufnahmeeinrichtungen aufgenommen werden und bis zum Abschluss ihres Verfahrens dort verbleiben. Ebenso wichtig ist aus Sicht der kommunalen Vertreterinnen und Vertreter die grundsätzliche Gewährung von Sachleistungen in Erstaufnahmeeinrichtungen, die Beschleunigung der Asylverfahren und der anschließenden Klageverfahren auf wenige Wochen sowie die konsequente Rückführung abgelehnter Asylbewerber. 

Bund und Länder müssen Rahmenbedingungen garantieren, damit Städte und Gemeinden pragmatische Entscheidungen vor Ort treffen können 

In den Städten und Gemeinden wird sich zeigen, ob die Integration der vielen Flüchtlinge gelingt. Nur wenn vor Ort die dafür notwendigen Entscheidungen getroffen werden können und dürfen, könne die gesellschaftliche Herkulesaufgabe gelingen. „Bürokratie und Formalismus bringen uns nicht weiter“, so Gemeindetagspräsident Kehle „Wir müssen in der Lage sein, kurzfristig entscheiden zu können, ob beispielsweise Wohnraum errichtet werden kann.“ Kontraproduktiv seien deshalb vor allem entbehrliche bauplanungs- oder bauordnungsrechtliche Maßgaben, langwierige Planungsverfahren und Umweltverträglichkeits- bzw. Naturschutzprüfungen. 
Eine der zentralsten Maßnahmen ist aus Sicht des Landesvorstands des Gemeindetags die Erhöhung der sozialen Wohnungsbauförderung. Roger Kehle rechnet mit einem enormen Investitionsbedarf in neue Wohnungen. Zurückhaltende Berechnungen ermitteln allein bezogen auf die 2015 für Baden-Württemberg prognostizierte Zahl an ankommenden Menschen einen Investitionsbedarf von 2,1 Milliarden Euro. „Wir brauchen dringend eine soziale Wohnbauförderung in Höhe von mindestens einer Milliarde Euro, um den notwendigen Wohnraum schaffen zu können. Dazu muss ein neues Förderprogramm zum sozialen Wohnungsbau entwickelt werden, das nicht nur in den städtischen Ballungsräumen, sondern landesweit abgerufen werden kann.“ 
Um vor Ort ausreichend Personal beschäftigen zu können, das sich bedarfsgerecht um Unterbringung, administrative und soziale Begleitung oder die Vorbereitung der Arbeitsmarktintegration für anerkannte Asylbewerber kümmern kann, spricht sich der Landesvorstand explizit für pauschale Fördersätze für die aufnehmenden Städte und Gemeinden aus. 
Weitere unbedingt notwendige Maßnahmen sind die Finanzierung verbindlicher Sprachkurse für alle anerkannten Asylbewerber sowie die Konzeption von ausbildungs- bzw. Beschäftigungsprogrammen in Mangelberufen für alle Erwerbssuchenden. 

Gesamtkonzept sowie transparente und frühzeitige Kommunikation beugen Ängsten in der Bevölkerung vor
Bund und Länder stünden in der Pflicht, endlich ein strategisches Gesamtkonzept für ihre Flüchtlingspolitik zu erarbeiten. „Wir brauchen diesen Masterplan als Signal in alle Richtungen“, erläutert Roger Kehle die erneute Forderung des Landesvorstandes. „Zunächst für die staatliche Ebene, die das Heft des Handelns wieder in die Hand nehmen muss, um in der Flüchtlingspolitik aktiv agieren zu können, statt immer nur gehetzt zu reagieren. Wenn den Bürgerinnen und Bürgern transparent und glaubwürdig erklärt werden kann, dass hinter den Aktivitäten des Staates ein durchdachtes Konzept steht, mindert dies die Ängste der Menschen vor einer gesellschaftlichen Überforderung.“ Mit einem klaren Masterplan, dessen Einzelmaßnahmen frühzeitig in Form einer modernen Bürgerkommunikation kommuniziert werden müssten, könne man das Risiko eines Kippens der Stimmung vor Ort verringern. 
„Wir werden die Flüchtlinge, die dauerhaft bei uns bleiben werden, nur dann langfristig erfolgreich integrieren können, wenn es uns gelingt, alle dafür notwendigen Maßnahmen bereits jetzt einzuleiten und unsere Bürgerinnen und Bürger auf diesem Weg mitzunehmen“, resümiert der Gemeindetagspräsident.
Den „Aspacher Beschluss zur Flüchtlingspolitik“ fügen wir dieser Pressemitteilung bei. 
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